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1. Förderung des Selbst-

bestimmungsrechts 
 

2. Stärkung der 

Familiensolidarität 
 

3. Regelung der Rechte von 

urteilsunfähigen Personen in 

stationären Einrichtungen 
 

4. Massgeschneiderte 

behördliche Massnahmen 
 

5. Professionalisierung 

1. Vorsorgeauftrag und 
Patientenverfügung 

 

2. Festlegung der Vertretungs-
rechte bei Urteilsunfähigkeit 
 

3. Betreuungsvertrag und 
Regelung freiheitsbe-
schänkender Massnahmen 
 

4. FU und Beistandschaften 

 
5. Fachbehörden entscheiden 

im Dreiergremium 
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 Der Vorsorgeauftrag (VA) regelt die rechtliche Vertretung 
für die Personen- und/oder Vermögenssorge bei 
Urteilsunfähigkeit 
 

 Personensorge: Anstellung, Beaufsichtigung und Entlassung von 
Hauspersonal, Unterbringung in Heim oder Spital etc. 

 

 Vermögenssorge: Verwaltung von Bankkonten, Zahlungen ausführen etc. 

 

 Rechtsverkehr: Der Beauftragte kann mit seinem Handeln bestimmte 
Rechtswirkungen für die urteilsunfähige Person entfalten, zB. Mietvertrag, 
Vertrag mit Heim abschliessen/auflösen etc.  
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… nach Eintritt der Urteilsunfähigkeit! 

 

 

BGE 134 III 385 64 E. 3+4: 

«Eine wegen eines altersbedingten Schwächezustandes schutz-, 

vertretungs- und betreuungsbedürftige Person ist unter (kombinierte) 

Beistandschaft zu stellen, wenn sie zwar zwei Personen eine 

Generalvollmacht erteilt hat, jedoch nicht jederzeit in der Lage ist, die 

Bevollmächtigten wenigstens grundsätzlich zu kontrollieren und zu 

überwachen und nötigenfalls auch zu ersetzen» 
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• Voraussetzung zur Errichtung: Handlungsfähigkeit. 

• Auftrag: Übernahme der Personen- oder Vermögenssorge 
oder Vertretung im Rechtsverkehr im Falle der Urteilsunfähig-
keit. Die übertragenen Aufgaben müssen umschrieben 
werden. Weisungen zur Erfüllung der Aufgaben können erteilt 
werden 

• An wen: eine oder mehrere juristische oder natürliche 
Personen; Ersatzverfügungen sind möglich 

• Form: Eigenhändig (mit Datum und Unterschrift) oder 
öffentliche Beurkundung  

• Widerruf: Jederzeit möglich mittels Errichtung eines neuen 
gültigen Vorsorgeauftrages oder durch Vernichtung der 
Urkunde 
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Die KESB prüft, ob  

1. der VA gültig errichtet worden ist;  

2. die Voraussetzungen für seine Wirksamkeit eingetreten sind;  

3. die beauftragte Person für ihre Aufgaben geeignet ist;  

4. ob weitere Massnahmen des Erwachsenenschutzes erforderlich 

sind 

 

Die KESB informiert die beauftragte Person über ihre Pflichten und 

händigt ihr eine Urkunde aus, welche die Befugnisse der beauftragten 

Person wiedergibt  
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 Die beauftragte Person vertritt im Rahmen des Vorsorgeauftrags die 

auftraggebende Person gem. den OR-Bestimmungen über den 

Auftrag 
 

 Bei Interessenkollision entfallen von Gesetzes wegen die 

Befugnisse der beauftragten Person 
 

 Müssen Geschäfte besorgt werden, die vom Vorsorgeauftrag nicht 

erfasst sind oder die den Interessen der beauftragte Person 

widersprechen, muss die KESB benachrichtigt werden 
 

 Die beauftragte Person kann die Erwachsenenschutzbehörde um 

Auslegung des Vorsorgeauftrags und dessen Ergänzung in 

Nebenpunkten ersuchen 
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Auf Kosten der auftraggebenden Person 

 

a) Gemäss Anordnung im Vorsorgeauftrag oder 
 

b) Durch Festlegung durch die KESB, falls der Umfang der   

    Aufgaben dies rechtfertigt oder wenn die Leistungen   

    der beauftragten Person üblicherweise entgeltlich sind 
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 Von Amtes wegen oder auf Antrag einer nahestehenden 

Person 
 

 Wenn die Interessen der auftraggebenden Person gefährdet 

oder nicht mehr gewahrt sind 
 

v.a. durch 

     -  Erteilung von Weisungen an die beauftragte Person  

     -  Verpflichtung der beauftragten Person zur Einrei-  

         chung eines Inventars, einer periodischen   

         Rechnungsablage und/oder zur Berichterstattung 

     -  ganzer oder teilweiser Entzug der Befugnisse 
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1. Von Gesetzes wegen bei Wiedererlangung der Urteilsfähigkeit  

    der auftraggebenden Person  Aber: 
 

     - Bei Gefährdung der Interessen der auftraggebenden Person muss    

        die übertragene Aufgabe fortgeführt werden, bis die  

        auftraggebende Person ihre Interessen selber wahren kann 

     - Aus Geschäften, welche die beauftragte Person vornimmt, bevor  

        sie vom Erlöschen ihres Auftrags erfährt, wird die auftraggebende   

        Person verpflichtet 
 

2. Bei Kündigung durch die beauftragte Person 

     a) Jederzeit mit 2-monatiger Kündigungsfrist schriftlich an die KESB 

    b) Fristlos bei Vorliegen wichtiger Gründe 
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1. gesetzliches Vertretungsrecht in Ehe und 

eingetragener Partnerschaft                    
(gem. Art. 374 ZGB)                                   
 

2. Beistandschaft 
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Bei Urteilsunfähigkeit eines Partners oder einer Partnerin 
 

 

 

 Das Vertretungsrecht umfasst: 
- Rechtshandlungen zur Deckung des Unterhaltsbedarfs * 
- die ordentliche Verwaltung des Einkommens und Vermögens 
- nötigenfalls die Befugnis, die Post zu öffnen und zu erledigen 

 
 Zudem: Vertretung bei medizinischen Massnahmen  
   (gem. Art. 378 ZGB) 

 

 

* Laufende Rechnungen, keine Vermögensdispositionen! 
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